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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und 
Verkehr -

Tagesordnung 1 Punkt 8 der öffentlichen Sitzung am 07.11.2006 

Vorlage Nr. 06-F-01-0106

Zentraler Justiz- und Verwaltungsstandort Mainzer Straße
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 01.11.2006 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, zu berichten,

1. wie sich der aktuelle Sachstand bzgl. des Baus eines zentralen Justiz- und 
Verwaltungszentrums an der Mainzer Straße darstellt,

2. ob es zwischen den Vertretern von Stadt und Land unterschiedliche Auffassungen darüber 
gibt, wer das Projekt realisieren soll und wenn ja, worin diese Unterschiede bestehen,

3. ob es mit Bewerbern, die an der Auslobung teilgenommen haben und die engere Wahl 
gekommen sind, Nachverhandlungen gibt und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage diese 
geführt werden und was die Gründe für Nachverhandlungen sind,

4. warum es bisher noch keinen Zwischenbericht zum Ergebnis der Auslobung gibt und

5. wann mit einer Entscheidungsvorlage des Magistrats und somit mit der Beteiligung der 
Gremien zu rechnen ist.

Beschluss Nr. 0143
 

Der Antrag hat nach Begründung, Diskussion und der Zusage von Herrn Dr. Vogel, daß in Kürze 
eine Sitzungsvorlage unterbreitet werde, seine Erledigung gefunden.  
  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .12.2006
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .12.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .12.2006
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Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Diehl
Oberbürgermeister
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